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Stadt Konstanz Amt für Stadtplanung und Umwelt Bebauungsplan „Überlängerbohl, 2. Änderung“ Begründung nach § 2 a BauGB i. V. mit § 9 Abs. 8 BauGB  Der Bebauungsplan „Überlängerbohl“ rechtsverbindlich seit dem 28.06.1968 weist im Bereich der Längerbohlstraße Ecke Stifterstraße eine Gemeinbedarfsfläche für kirch-liche Anlagen und eine Grünfläche aus. Der Bebauungsplan „Überlängerbohl 1. Änderung“, der am 26.06.1974 rechtsver-bindlich geworden ist, überplant fünf Teilbereiche des BP`s Überlängerbohl. Für den Teilbereich Längerbohlstraße Ecke Stifterstraße, in dem sich die Gemeinbedarfsflä-che für kirchliche Anlagen befindet, wurde die ehemalige Grünfläche als Fläche für einen Kindergarten festgesetzt. Eine Umsetzung dieses ergänzenden Ziels ist bislang nicht erfolgt. Eine Realisierung auf dem ca. 1.170 m² großen Grundstück ist nicht mehr vorgesehen. Ein Teilaufhebungsverfahren für den Plangebietsabschnitt der Bebauungspläne „Überlängerbohl und Überlängerbohl 1. Änderung“, die das Grundstück  Flst. Nr. 9664 der Stadt Konstanz betreffen, wird erforderlich.  Vor dem Hintergrund des dringend erforderlichen Wohnraumbedarfs ist es Zielset-zung, auf dem Grundstück Wohnbebauung zu realisieren. Die derzeitigen Festset-zungen mit einem Baufenster und einem Geschoss lassen eine vertretbare Ausnut-zung des Grundstücks nicht zu. Die zukünftige Beurteilung einer Bebauung richtet sich nach § 34 Baugesetzbuch (BauGB). Das Grundstück der Stadt Konstanz wurde gemäß dem Bebauungsplan „Überlän-gerbohl“ als Wiesengrundstück hergestellt und wird regelmäßig als solches gepflegt. Nach erfolgter Aufhebung der Bebauungspläne für diesen Teilbereich kann das Grundstück einer Nutzung zur Wohnbebauung zugeführt werden.   Amt für Stadtplanung und Umwelt Konstanz 28.09.2017 





Stadt Konstanz Amt für Stadtplanung und Umwelt Bebauungsplan „Überlängerbohl, 2. Änderung“ Begründung nach § 2 a BauGB i. V. mit § 9 Abs. 8 BauGB  Der Bebauungsplan „Überlängerbohl“ rechtsverbindlich seit dem 28.06.1968 weist im Bereich der Längerbohlstraße Ecke Stifterstraße eine Gemeinbedarfsfläche für kirch-liche Anlagen und eine Grünfläche aus. Der Bebauungsplan „Überlängerbohl 1. Änderung“, der am 26.06.1974 rechtsver-bindlich geworden ist, überplant fünf Teilbereiche des BP`s Überlängerbohl. Für den Teilbereich Längerbohlstraße Ecke Stifterstraße, in dem sich die Gemeinbedarfsflä-che für kirchliche Anlagen befindet, wurde die ehemalige Grünfläche als Fläche für einen Kindergarten festgesetzt. Eine Umsetzung dieses ergänzenden Ziels ist bislang nicht erfolgt. Eine Realisierung auf dem ca. 1.170 m² großen Grundstück ist nicht mehr vorgesehen. Ein Teilaufhebungsverfahren für den Plangebietsabschnitt der Bebauungspläne „Überlängerbohl und Überlängerbohl 1. Änderung“, die das Grundstück  Flst. Nr. 9664 der Stadt Konstanz betreffen, wird erforderlich.  Vor dem Hintergrund des dringend erforderlichen Wohnraumbedarfs ist es Zielset-zung, auf dem Grundstück Wohnbebauung zu realisieren. Die derzeitigen Festset-zungen mit einem Baufenster und einem Geschoss lassen eine vertretbare Ausnut-zung des Grundstücks nicht zu. Die zukünftige Beurteilung einer Bebauung richtet sich nach § 34 Baugesetzbuch (BauGB). Das Grundstück der Stadt Konstanz wurde gemäß dem Bebauungsplan „Überlän-gerbohl“ als Wiesengrundstück hergestellt und wird regelmäßig als solches gepflegt. Nach erfolgter Aufhebung der Bebauungspläne für diesen Teilbereich kann das Grundstück einer Nutzung zur Wohnbebauung zugeführt werden.   Amt für Stadtplanung und Umwelt Konstanz 28.09.2017 


	Inhaltsverzeichnis
	Satzung
	Zeichnerischer Teil M 1:1000
	Begründung

